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Abfallbehälter auf dem Waldfriedhof
Immer noch haben einige wenige Friedhofsbesucher Probleme 
beim sachgerechten Umgang mit Friedhofsabfällen. Seit Anfang 
April 2013 stehen neu beschriftete Abfallbehälter zur Verfügung, 
die die Ablage „wilder“ Abfallhaufen überflüssig machen.
Im Interesse einer auch künftig erträglichen Gebührenentwick-
lung werden die betreffenden Friedhofsbesucher aufgefordert, 
ausschließlich die bereitgestellten Behälter zu nutzen.
Hinweise zu möglichen Standortänderungen nimmt die Fried-
hofsverwaltung entgegen.
Fachbereich III

Bekanntmachung
zum Anhörungsverfahren zur Planfeststellung für das Bau-
vorhaben „Auflassung Abzw Guben Nord, Änderung der 
Bahnübergänge Bresinchener Straße (Bahn-km 124,5), 
Groß Breesener Straße (Bahn-km 125,1), Sembtener Stra-
ße (Bahn-km 125,5) sowie Rückbau des Bahnüberganges 
Bahnhofsweg (Bahn-km 126,1) mit Ersatzwegeausbau“ in 
Bahn-km 122,379 - 128,905 der Strecke 6153 Berlin - Guben 
in der Gemeinde Neißemünde, Landkreis Oder-Spree, und in 
der Stadt Guben, Landkreis Spree-Neiße
Im weiteren Verlauf des Anhörungsverfahrens zu der oben ange-
führten Straßenbaumaßnahme wird ein 
	 Erörterungstermin
über die vorgebrachten Stellungnahmen und Einwendungen 
durchgeführt.
Die Erörterung findet statt am 	 28. Mai 2013
um 	 10.30 Uhr
in der	 Alten Färberei
Ort 	 Gasstraße 4
	 03172 Guben

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Die Teilnahme am Ter-
min ist jedem, dessen Belange von dem Vorhaben berührt wer-
den, freigestellt. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftli-
che Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde (Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 11, 
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten) zu geben. 
Wir weisen darauf hin, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten 
auch ohne ihn verhandelt werden kann. Nicht fristgerecht, z. B. 
im Erörterungstermin erstmalig erhobene Einwendungen, wer-
den nicht berücksichtigt. Das Anhörungsverfahren ist mit dem 
Schluss der Verhandlung beendet.
Kosten, die durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder 
durch eine Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet.
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht 
in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Ent-
schädigungsverfahren behandelt.
Wegen der Nichtöffentlichkeit des Erörterungstermins wird eine 
Eingangskontrolle durchgeführt. Die Teilnahmeberechtigung ist 
durch Vorlage der den Einwendern übersandten Einladung in 
Verbindung mit dem Personalausweis oder in anderer geeigne-
ter Weise nachzuweisen. 

Fred Mahro
Allgemeiner Stellvertreter des hauptamtlichen Bürgermeisters

Einwohnerversammlungen in Deulowitz
Die letzte Einwohnerversammlung der Gubener Ortsteile findet 
am Montag, dem 13.05.2013, um 19 Uhr, in der pro seniore-
Residenz Deulowitz, Alt Deulowitz 26, für den Ortsteil Deulowitz 
statt.
Die Stadtverwaltung Guben lädt die Bürgerinnen und Bürger von 
Deulowitz herzlich zu dieser Einwohnerversammlung ein.
Ein Bericht des Vertreters des Ortsteiles im Arbeitskreis Tagebau 
Jänschwalde eröffnet die Einwohnerversammlung.
Neben allgemein interessierenden Ausführungen zur Stadt Gu-
ben und zum Ortsteil, haben Sie die Möglichkeit den VertreterIn-
nen der Stadtverwaltung, dem Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung und dem Ortsbürgermeister Fragen zu stellen 
und über die Dinge zu sprechen, die Sie interessieren.
Regina Bellack
Stabstelle GBA/BHBA/IBA/Familie/Ortsteile

Satzung der Stadt Guben

Haupsatzung

Hauptsatzung der Stadt Guben

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs.2 Nr.2 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
13. März 2012 (GVBl. I/09 Nr. 16) hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Guben in ihrer Sitzung am 23. Januar 2013 
folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1 
Name und Status der Stadt

(1) Die Stadt führt den Namen „Stadt Guben“.
(2) Die Stadt Guben hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Mitt-
leren kreisangehörigen Stadt.

§ 2 
Wappen, Stadtfarben und Dienstsiegel

(1) Das Wappen der Stadt zeigt in Silber eine gequaderte und 
bezinnte rote Burg mit drei Toren (das mittlere geöffnet mit gol-
denen Torflügeln und hochgezogenem goldenen Fallgitter vor 
schwarzem Hintergrund, die seitlichenvermauert) und drei Tür-
men (die seitlichen mit spitzem, blauem, goldbeknauftem Dach 
und einem schwarzen Fenster, der mittlere stärkere und höhere 
mit drei schwarzen Fenstern und einer herauswachsenden drei-
blättrigen goldenen Krone). Die Türme sind mit je einem schräg-
rechtsgelehnten Schild belegt: Vorn neunmal schwarz-golden 
geteilt und mit grünem Rautenkranz belegt, in der Mitte in Rot 
ein doppelschwänziger, bezungter, goldbekrönter silberner 
Löwe, hinten in Silber ein rotbewehrter, goldbekrönter schwar-
zer Adler.

(2) Die Stadtfarben sind Rot/Weiß.
(3) Das Dienstsiegel der Stadt Guben enthält das Stadtwappen 
mit der Umschrift 
„STADT GUBEN LANDKREIS SPREE-NEISSE“.

I. Stadt Guben
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§ 3 
Förmliche Einwohnerbeteiligung

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre 
betroffenen Einwohner/-innen in wichtigen Stadtangelegenhei-
ten förmlich mit folgenden Mitteln:
(a)	 Einwohnerfragestunden der Stadtverordnetenversammlung 
(b)	 Einwohnerversammlungen
(c)	 Einwohnerbefragungen
(2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 genannten Formen der Einwoh-
nerbeteiligung werden in einer Satzung über die Einzelheiten der 
förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Stadt näher geregelt.
(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundes-
rechts, die die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben 
unberührt.

§ 4 
Gleichstellungsbeauftragte/r

(1) Die Stadtverordnetenversammlung benennt durch Ab-
stimmung nach § 39 Sbs. 1 BbgKVerf eine/-n kommunale/-n 
Gleichstellungsbeauftragte/-n zur Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 18 BbgKVerf.
(2) Der/dem Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, bevor Maßnahmen getroffen und Be-
schlüsse gefasst werden, die Auswirkungen auf die Gleichstel-
lung von Frau und Mann haben.
(3) Die/der Gleichstellungsbeauftragte berät die Verwaltung in 
allen Angelegenheiten, welche die Belange ihres/seines Arbeits-
gebietes im weitesten Sinne berühren. 
(4) Die/der Gleichstellungsbeauftragte ist zu den Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse einzuladen, 
in denen Tagesordnungspunkte behandelt werden, die Auswir-
kungen auf das jeweils von ihr/ihm zu vertretene Gebiet haben.
(5) Weicht die Auffassung der/des Gleichstellungsbeauftragten 
von der der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters ab, hat sie/
er das Recht, sich an die Stadtverordnetenversammlung oder 
ihre Ausschüsse zu wenden. Die/der Gleichstellungsbeauftragte 
nimmt das Recht wahr, indem sie/er sich an die Vorsitzende/den 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung oder des Aus-
schusses wendet und den abweichenden Standpunkt schriftlich 
darlegt. Die/der Vorsitzende unterrichtet die Stadtverordneten-
versammlung oder den Ausschuss und gibt der/dem Gleichstel-
lungsbeauftragen Gelegenheit, den abweichenden Standpunkt 
in der nächsten Sitzung persönlich vorzutragen.
(6) Die/der Gleichstellungsbeauftragte ist der Stadtverordne-
tenversammlung gegenüber rechenschaftspflichtig. Sie/er legt 
der Stadtverordnetenversammlung jährlich einmal einen Bericht 
über ihre/seine Tätigkeit vor. Diese Berichte sind vorher in den 
zuständigen Fachausschüssen zu beraten.

§ 5 
Integrationsbeauftragte/-r

(1) Die Stadtverordnetenversammlung benennt durch Abstim-
mung nach § 39 Sbs. 1 BbgKVerf eine/-n Integrationsbeauftragte/-
n zur Wahrnehmung und Vertretung der Interessen der Einwoh-
ner/innen mit Migrationshintergrund.
(2) Die Stadtverordnetenversammlung beschließt für die/den 
Integrationsbeauftragte/-n eine Zuständigkeitsordnung, welche 
die Aufgaben und Tätigkeitsgebiete beschreibt. 
(3) Die Regelungen in § 4 Abs. 2 bis 6 gelten entsprechend. 

§ 6 
Beauftragte/-r für Menschen mit Behinderung

(1) Die Stadtverordnetenversammlung benennt durch Abstim-
mung nach § 39 Sbs. 1 BbgKVerf eine/n Beauftragte/n zur 
Wahrnehmung und Vertretung der Interessen der Einwohner/
innen mit Behinderung.
(2) Die Regelungen in § 5 Abs. 2 bis 3 gelten entsprechend. 

§ 7 
Seniorenbeirat

(1) In der Stadt Guben wird ein Seniorenbeirat gebildet.
(2) Der Seniorenbeirat vertritt die Interessen der Senioren/-innen 
der Stadt Guben. Er hat die Aufgabe, die Stadtverordnetenver-
sammlung und die Bürgermeisterin/den Bürgermeister in allen 
seniorenpolitischen Sachfragen zu beraten. 
(3) Der Seniorenbeirat hat 19 Mitglieder und setzt sich aus 
Vertreter/-n/-innen der in der Stadt tätigen Aufgabenträger zu-
sammen, deren Zweck die Seniorenarbeit und Altenpflege ist.
Je Organisationseinheit ist die Entsendung von jeweils bis zu zwei 
Vertreter-n/-innen möglich, wovon eine Person älter als 55 Jahre 
sein sollte.
Die Vertreter/-innen werden durch die Stadtverordnetenversamm-
lung durch Beschluss benannt.
(4) Der Seniorenbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung.
(5) Die Stadt Guben sichert die Voraussetzungen für die Tätigkeit 
des Seniorenbeirates. Notwendige finanzielle Mittel werden im 
Haushaltsplan der Stadt Guben berücksichtigt.
(6) Der/die Vorsitzende des Seniorenbeirats ist Sachkundiger 
Einwohner/Sachkundige Einwohnerin im zuständigen Fachaus-
schuss der Stadtverordnetenversammlung. 

§ 8 
Kinder- und Jugendbeirat

(1) In der Stadt Guben wird ein Kinder- und Jugendbeirat gebildet.
(2) Der Kinder- und Jugendbeirat vertritt die Interessen der Kin-
der und Jugendlichen der Stadt Guben. Er hat die Aufgabe, die 
Stadtverordnetenversammlung und die Bürgermeisterin/den Bür-
germeister in allen kinder- und jugendpolitischen Sachfragen zu 
beraten. 
(3) Der Kinder- und Jugendbeirat hat 19 Mitglieder und setzt sich 
aus Vertreter/-n/-innen der in der Stadt tätigen Aufgabenträger, 
deren Zweck die Kinder- und Jugendarbeit ist sowie den allge-
meinbildenden Gubener Schulen zusammen.
Je Organisationseinheit ist die Entsendung von jeweils zwei 
Vertreter/-n/innen möglich, die mindestens 9 Jahre und höchs-
tens 19 Jahre alt sein dürfen.
Die Vertreter/-innen werden durch die Stadtverordnetenversamm-
lung durch Beschluss benannt.
(4) Der Kinder- und Jugendbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung.
(5) Die Stadt Guben sichert die Voraussetzungen für die Tätigkeit 
des Kinder- und Jugendbeirates. Notwendige finanzielle Mittel 
werden im Haushaltsplan der Stadt Guben berücksichtigt.
(6) Der/die Vorsitzende des Kinder- und Jugendbeirats ist Sach-
kundiger Einwohner/Sachkundige Einwohnerin im zuständigen 
Fachausschuss der Stadtverordnetenversammlung.

§ 9 
Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung

(1) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet über Ge-
schäfte über Vermögensgegenstände der Stadt ab einem Wert 
25.000,00 EUR. 
Sie entscheidet darüber hinaus über den Abschluss von ge-
richtlichen und außergerichtlichen Vergleichen, es sei denn, es 
handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung, von 
welchem in der Regel bei einem Streitwert bis 5.000,00 EUR 
ausgegangen werden kann.
(2) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich folgende 
Gruppen von Angelegenheiten zur Entscheidung vor, für die an-
sonsten der Hauptausschuss zuständig wäre:
(a)	 den Abschluss von Gewährleistungsverträgen und die Be-

stellung anderer Sicherheiten für Dritte, sowie Rechtsge-
schäfte, die den vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen, 
ferner die Aufnahme von Krediten,

(b)	 den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grund-
stücksgeschäften, ab einem Betrag von 25.000,00 EUR,

(c)	 Erlass der der Stadt zustehenden Forderungen und öffentli-
chen Abgaben ab 10.000,00 EUR,

(d)	 Zuschüsse an gemeinnützige Einrichtungen, soziale Vereine 
und Selbsthilfegruppen ab 3.000,00 EUR
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(e)	 Abschluss, Änderung, Aufhebung von Miet- und Pachtverträgen 
ab einer jährlichen Miete bzw. Pacht (einschließlich Betriebs- und 
sonstige Nebenkosten) ab 10.000,00 EUR

(f)	 Vermögensgeschäfte ab einer Betragshöhe von 250.000,00 
EUR, insbesondere

-	 Vergaben von Lieferungen und Leistungen, insbesondere auf-
grund von Kauf-, Miet-, Leasingverträgen i.S. von § 1 Nr. 1 VOL/A

-	 Vergaben von Bauleistungen, einschließlich Straßenbauleistun-
gen 

-	 Vergaben von Leistungen im Rahmen einer freiberuflichen Tätig-
keit (ausgenommen Leistungen der HOAI)

-	 Vergaben von Leistungen im Rahmen der freiberuflichen Tätig-
keit nach der HOAI 

(g)	 Entscheidungen über Nachträge bei Bauleistungen - einschließ-
lich Straßenbauleistungen - mit einer Ursprungsauftragssumme 
zwischen 50.000 EUR und 250.000,00 EUR ab 20.000,00 EUR

(h)	 Führung von Rechtsstreitigkeiten, einschließlich der Inanspruch-
nahme von Rechtsdienstleistungen.

§ 10 
Zuständigkeiten des Hauptausschusses

(1) Der Hauptausschuss beschließt über:
(a)	 Geschäfte über Vermögensgegenstände der Stadt, sofern 

es sich um Beschaffungen handelt, bei Beträgen zwischen 
2.500,00 EUR und 24.999,99 EUR,

(b)	 Zuschüsse an gemeinnützige Einrichtungen, soziale Vereine 
und Selbsthilfegruppen bei Beträgen bis zu 2.999,99 EUR,

(c)	 den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grund-
stücksgeschäften mit einer Betragshöhe zwischen  
2.000,00 EUR und 24.999,99 EUR,

(d)	 Erlass der der Stadt zustehenden Forderungen und öffent-
lichen Abgaben bei Beträgen zwischen 2.000,00 EUR und 
9.999,99 EUR,

(e)	 Abschluss, Änderung, Aufhebung von Miet- und Pachtverträ-
gen ab einer jährlichen Miete bzw. Pacht (einschließlich Be-
triebs- und sonstige Nebenkosten) zwischen 2.000,00 EUR 
und 9.999,99 EUR,

(f)	 Vermögensgeschäfte bis zu einer Betragshöhe von  
249.999,99 EUR, insbesondere

-	 Vergaben von Lieferungen und Leistungen, insbesondere auf-
grund von Kauf-, Miet-, Leasingverträgen i.S. von § 1 Nr. 1 
VOL/A bei einem Gesamtbetrag von mehr als 20.000,00 EUR,

-	 Vergaben von Bauleistungen, einschließlich Straßenbauleis-
tungen bei einem Betrag von mehr als 50.000,00 EUR,

-	 Vergaben von Leistungen im Rahmen einer freiberuflichen Tä-
tigkeit (ausgenommen Leistungen der HOAI) bei einem Betrag 
von mehr als 10.000,00 EUR,

-	 Vergaben von Leistungen im Rahmen der freiberuflichen 
Tätigkeit nach der HOAI bei einem Betrag von mehr als  
20.000,00 EUR,

(g)	 Entscheidungen über Nachträge bei Bauleistungen - ein-
schließlich Straßenbauleistungen - mit einer Ursprungsauf-
tragssumme zwischen 50.000,00 EUR und 250.000,00 EUR 
bis zu 19.999,99 EUR.

(2) Von Geschäften der laufenden Verwaltung ist dann auszuge-
hen, wenn das Geschäft mehr oder weniger regelmäßig wieder-
kehrt, seine Erledigung „auf eingefahrenen Gleisen“ erfolgt und 
keine grundsätzlich weitragende Bedeutung entfaltet. 
Davon kann in der Regel ausgegangen werden, wenn bei den An-
gelegenheiten in den Abs. 1 Buchst. a) bis g) die Wertgrenzen 
unterschritten werden.
(3) Der Hauptausschuss ist bei Ausschreibungen sowie Verga-
ben von Lieferungen und Leistungen, deren Wert 10.000,00 EUR 
überschreiten, vorher durch die Bürgermeisterin/den Bürgermeis-
ter zu unterrichten.

§ 11 
Ortsteile

(1) In der Stadt Guben bestehen folgende Ortsteile:
(a)	 Groß Breesen 
	 Der Ortsteil umfasst die Gemarkung Guben, Flur 1 bis 5.

(b)	 Bresinchen
	 Der Ortsteil umfasst die Gemarkung Bresinchen, Flur 1.
(c)	 Kaltenborn
	 Der Ortsteil umfasst die Gemarkung Guben, Flur 22, Flur 

21 mit Ausnahme des Sportzentrums Guben, Kaltenborner 
Straße sowie die Flurstücke der Flur 23 westlich der Bahnli-
nie.

(d)	 Deulowitz
	 Der Ortsteil umfasst die Gemarkung Deulowitz Flur 1 bis 5.
(e)	 Schlagsdorf
	 Der Ortsteil umfasst die Gemarkung Schlagsdorf Flur 1 und 

2.
(2) Für folgende Ortsteile:
(a)	 Groß Breesen
(b)	 Bresinchen
(c)	 Kaltenborn
ist jeweils ein Ortsbeirat mit 3 Mitgliedern unmittelbar zu wäh-
len, die aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahlperiode den Orts-
vorsteher/die Ortsvorsteherin, der/die zugleich Vorsitzende/-r 
des Ortsbeirates ist, und die Stellvertreterin/den Stellvertreter 
wählen. Mitglieder des Ortsbeirates müssen in dem Ortsteil, in 
dem sie in den Ortsbeirat gewählt wurden, wohnen.
Die Wahlperiode des direkt gewählten Ortsbeirates sowie das 
Wahlverfahren richten sich nach den Bestimmungen des Bran-
denburgischen Kommunalwahlgesetzes.
(3) In den folgenden Ortsteilen 
(a)	 Deulowitz
(b)	 Schlagsdorf
ist jeweils eine Ortsvorsteherin/ein Ortsvorsteher unmittelbar zu 
wählen.
Die Amtszeit der direkt gewählten Ortsvorsteherin/des direkt 
gewählten Ortsvorstehers sowie das Wahlverfahren richten sich 
nach den Bestimmungen des Brandenburgischen Kommunal-
wahlgesetzes.
(4) Jeder Ortsbeirat bzw. in Ortsteilen ohne Ortsbeirat jede Orts-
vorsteherin/jeder Ortsvorsteher ist vor der Beschlussfassung 
der Stadtverordnetenversammlung oder des Hauptausschusses 
in folgenden Angelegenheiten zu hören:
(a)	 Planung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil,
(b)	 Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungs-

planes sowie von Satzungen nach dem Baugesetzbuch und 
bauordnungsrechtlichen Satzungen, soweit sie sich auf den 
Ortsteil beziehen,

(c)	 Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen 
und Aufhebung von öffentlichen Einrichtungen in dem Orts-
teil,

(d)	 Aus- und Umbau sowie zu Entscheidungen über Straßen, 
Wege und Plätze in dem Ortsteil,

(e)	  Änderung der Grenzen des Ortsteils und
(f)	 Erstellung des Haushaltsplanes.
(5) Über folgende Angelegenheiten kann der Ortsbeirat selbst 
entscheiden, sofern es sich nicht um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt:
(a)	 Reihenfolge von Unterhaltung, Instandsetzung und Ausbau 

von Straßen, Wegen und Plätzen einschließlich der Neben-
anlagen, deren Bedeutung nicht über den Ortsteil hinaus-
geht,

(b)	 Pflege des Ortsbildes und Pflege und Ausgestaltung von öf-
fentlichen Park- und Grünanlagen, Friedhöfen, Badestellen 
sowie Boots- und Kahnanlegestellen in dem Ortsteil und

(c)	 Unterhaltung, Nutzung und Ausstattung der öffentlichen Ein-
richtungen, deren Bedeutung nicht über den Ortsteil hinaus-
geht.

(6) Die Sitzungen jedes Ortsbeirates sind grundsätzlich öf-
fentlich. § 13 Abs. 3 der Hauptsatzung gilt entsprechend. Die 
Stadtverordneten, ferner die Bürgermeisterin/der Bürgermeister 
haben in den Sitzungen des Ortsbeirates ein aktives Teilnahme-
recht.
(7) Für die Mitglieder der Ortsbeiräte und Ortsvorsteherinnen/
Ortsvorsteher findet § 12 der Hauptsatzung entsprechende An-
wendung.
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(8) In dem Ortsteil Bresinchen erfolgt die unmittelbare Wahl des 
Ortsbeirates in einer Bürgerversammlung. 
Die Bürgerversammlung besteht aus den nach § 86 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes in dem Ortsteil 
wahlberechtigten Personen. Die Bürgerversammlung ist be-
schlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und min-
destens 15 % der Wahlberechtigten anwesend sind. Die Einbe-
rufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort 
und Tagesordnung der Bürgerversammlung durch die Bürger-
meisterin/den Bürgermeister in der in § 15 Abs. 5 der Hauptsat-
zung für den Ortsteil bestimmten Form. 
Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister bzw. die allgemeine Ver-
treterin/der allgemeine Vertreter des hauptamtlichen Bürger-
meisters/der hauptamtlichen Bürgermeisterin führt den Vorsitz 
in der Bürgerversammlung.
Sie/er kann zum Nachweis der Wahlberechtigung bei ihr/ihm 
nicht bekannten Personen die Vorlage eines gültigen Perso-
naldokumentes mit Lichtbild verlangen. Gewählt wird geheim. 
Durch einstimmigen Beschluss der Bürgerversammlung kann 
vor der Wahl auf die geheime Abstimmung verzichtet werden.
Jede/-r in der Bürgerversammlung anwesende Wahlberechtigte 
kann Bewerber/innen zur Wahl vorschlagen. Zur Wahl dürfen nur 
diejenigen Vorgeschlagenen zugelassen werden, die gegenüber 
der/dem Vorsitzenden ihr Einverständnis zur Kandidatur erklärt 
haben. Jede/-r Wahlberechtigte hat so viele Stimmen wie Mit-
glieder des Ortsbeirates zu wählen sind und kann jeder Bewer-
berin/jedem Bewerber nicht mehr als eine Stimme geben. 
Zu Mitgliedern des Ortsbeirates gewählt sind die Bewerber/-
innen, welche jeweils die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das die/der Vorsit-
zende zieht. Die Bürgerversammlung kann vor der Wahl Abwei-
chendes beschließen. Die gewählten Bewerber/-innen haben 
gegenüber der/dem Vorsitzenden in der Bürgerversammlung zu 
erklären, ob sie die Wahl annehmen. Nicht gewählte Kandidatin-
nen/Kandidaten sind in der Reihenfolge der auf sie entfallenden 
Stimmenzahlen Ersatzpersonen. 
Die Bürgerversammlung kann vor der Wahl Abweichendes be-
schließen. 
Für den Verlust der Mitgliedschaft gilt § 59 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 
4, 5, 6 und 7 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
entsprechend. Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er gegenüber 
der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister oder der Wahlleiterin/ 
dem Wahlleiter der Stadt erklärt wird. Der Wahlausschuss stellt 
in den Fällen des § 59 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7 des Brandenbur-
gischen Kommunalwahlgesetzes den Verlust der Mitgliedschaft 
unverzüglich fest. Der Wahlausschuss kann die Aufgabe der 
Feststellung des Verlustes der Rechtsstellung der Mitgliedschaft 
im Ortsbeirat der Wahlleiterin/dem Wahlleiter der Stadt übertra-
gen. Lehnt eine gewählte Bewerberin/ein gewählter Bewerber 
die Wahl ab, stirbt ein Mitglied oder verliert es seinen Sitz, so 
geht der Sitz auf die erste Ersatzperson über. Die Bürgermeiste-
rin/der Bürgermeister benachrichtigt die Ersatzperson und gibt 
den Übergang des Sitzes in der Form des § 15 Abs. 5 der Haupt-
satzung öffentlich bekannt. 
§ 51 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt ent-
sprechend. Die §§ 35, 36, 37, 39 Abs. 2 Satz 1, Abs. 1 der Bbg-
KVerf gelten ergänzend entsprechend. An die Stelle gesetzlich 
besonders vorgeschriebener Mehrheiten tritt die Mehrheit der 
anwesenden wahlberechtigten Personen. Über die Bürgerver-
sammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Wahlprüfung 
ist Sache der Stadtverordnetenversammlung. Es gelten die  
§§ 55 bis 58 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
entsprechend. 
(9) In den Ortsteilen Deulowitz und Schlagsdorf erfolgt die un-
mittelbare Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers eben-
falls in einer Bürgerversammlung. 
Die Bürgerversammlung besteht aus den nach § 86 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes in dem Ortsteil 
wahlberechtigten Personen. Die Bürgerversammlung ist be-
schlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und min-
destens 15 % der Wahlberechtigten anwesend sind. Die Einbe-

rufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort 
und Tagesordnung der Bürgerversammlung durch die Bürger-
meisterin/den Bürgermeister in der in § 15 Abs. 5 der Hauptsat-
zung für den Ortsteil bestimmten Form. 
Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister bzw. die allgemeine Ver-
treterin/der allgemeine Vertreter des hauptamtlichen Bürger-
meisters/der hauptamtlichen Bürgermeisterin führt den Vorsitz 
in der Bürgerversammlung.
Sie/er kann zum Nachweis der Wahlberechtigung bei ihr/ihm 
nicht bekannten Personen die Vorlage eines gültigen Perso-
naldokumentes mit Lichtbild verlangen. Gewählt wird geheim. 
Durch einstimmigen Beschluss der Bürgerversammlung kann 
vor der Wahl auf die geheime Abstimmung verzichtet werden.
Jede/-r in der Bürgerversammlung anwesende Wahlberechtigte 
kann Bewerberinnen/Bewerber zur Wahl vorschlagen. Zur Wahl 
dürfen nur diejenigen Wahlberechtigten zugelassen werden, die 
gegenüber der/dem Vorsitzenden ihr Einverständnis zur Kandi-
datur erklärt haben. 
Jede/-r Wahlberechtigte hat eine Stimme. Gewählt ist die Be-
werberin/der Bewerber, die/der mehr als die Hälfte der abge-
gebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht niemand mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen, findet eine Stichwahl 
zwischen den beiden Bewerberinnen/Bewerbern mit den beiden 
höchsten Stimmzahlen statt. Gewählt ist diejenige/derjenige, 
die/der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los, das die/der Vorsitzende zieht. 
Die Bürgerversammlung kann vor der Wahl Abweichendes be-
schließen. Die gewählte Bewerberin/der gewählte Bewerber hat 
gegenüber der/dem Vorsitzenden in der Bürgerversammlung er-
klären, ob sie/er die Wahl annimmt.
Für den Verlust der Mitgliedschaft gilt § 82 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 
4 und 5 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes ent-
sprechend. Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er gegenüber der 
Bürgermeisterin/dem Bürgermeister oder der Wahlleiterin/dem 
Wahlleiter der Stadt erklärt wird. Der Wahlausschuss stellt in den 
Fällen des § 59 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes den Verlust der Rechtsstellung der Ortsvor-
steherin/des Ortsvorstehers unverzüglich fest. 
Der Wahlausschuss kann die Aufgabe der Feststellung des Ver-
lustes der Rechtsstellung der Ortsvorsteherin/des Ortsvorste-
hers der Wahlleiterin/dem Wahlleiter der Stadt übertragen. 
Lehnt eine gewählte Bewerberin/ein gewählter Bewerber die 
Wahl ab, stirbt sie/er oder verliert sie/er ihren/seinen Sitz, so 
findet eine Nachwahl statt. Die §§ 35, 36, 37, 39 Abs. 2 Satz 
1, Abs. 1 der BbgKVerf gelten ergänzend entsprechend. An die 
Stelle gesetzlich besonders vorgeschriebener Mehrheiten tritt 
die Mehrheit der anwesenden Bürger. Über die Bürgerversamm-
lung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Wahlprüfung ist Sache 
der Stadtverordnetenversammlung. Es gelten die §§ 55 bis 58 
des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entsprechend.
Die Ortsvorsteherin/der Ortsvorsteher kann von der Bürgerver-
sammlung abgewählt werden. Sie/er ist abgewählt, wenn eine 
Mehrheit der abstimmenden Wahlberechtigten, jedoch mindes-
tens ein Viertel der Wahlberechtigten für die Abwahl stimmt. Zur 
Einberufung der Bürgerversammlung bedarf es eines Antrages, 
der binnen eines Monats vor seiner Einreichung bei der Wahllei-
terin/dem Wahlleiter der Stadt von mindestens einem Viertel der 
wahlberechtigten Personen zu unterzeichnen ist.

§ 12 
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 
oder anderer Tätigkeit

(1) Stadtverordnete und Sachkundige Einwohner/-innen teilen 
der/dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung in-
nerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung bzw. im Falle einer Berufung als 
Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeüb-
ten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkei-
ten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von Bedeu-
tung sein kann. Anzugeben sind:
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(a)	 bei unselbstständiger Tätigkeit die Angabe des Arbeitgebers/
Dienstherrn sowie dessen Branche und die eigene Funktion/
Tätigkeit, der ausgeübte Beruf bzw. dienstliche Stellung. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätig-
keit anzugeben. 

(b)	 bei selbstständiger Arbeit die Art des Gewerbes mit Angabe 
der Firma oder die Bezeichnung des Tätigkeitsbereiches

(c)	 vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied eines 
Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder 
sonstigen Organs einer Gesellschaft, Genossenschaft, eines 
in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens oder 
einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts

(d)	 entgeltliche Tätigkeiten für Beratung, Vertretung fremder Inte-
ressen, Erstellung von Gutachten, soweit diese nicht im Rah-
men des ausgeübten Berufes liegen.

(2) Jede Änderung der nach Abs. 1 gemachten Angaben ist der/
dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung innerhalb 
von vier Wochen nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen.
(3) Die Angaben nach Abs. 1 werden auf der Internetseite der 
Stadt veröffentlicht.

§ 13 
Öffentlichkeit der Sitzungen
(1) Die Stadtverordnetenversammlung tritt mindestens alle sechs 
Wochen zu einer Sitzung zusammen. Ausgenommen von dieser 
Festsetzung ist eine Sommerpause von zwei Monaten.
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung sowie des Hauptausschusses werden nach § 15 
Abs. 5 dieser Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht.
(3) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer 
Ausschüsse sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berech-
tigte Interessen Einzelner es erfordern. 
Die Öffentlichkeit kann danach insbesondere bei der Behandlung 
folgender Angelegenheiten auszuschließen sein:
(a)	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
(b)	 Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
(c)	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
(d)	 Aushandlung von Verträgen mit Dritten,
(e)	 Prozessangelegenheiten.
(4) Folgende Personen sind zu nichtöffentlichen Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung zugelassen:
(a)	 Die/der Allgemeine Vertreter/-in der hauptamtlichen Bürger-

meisterin/des hauptamtlichen Bürgermeisters
(b)	 Die Fachbereichsleiter/-innen; im Verhinderungsfalle deren 

Stellvertreter/-innen
Über die Zulassung weiterer Personen entscheidet die Stadtver-
ordnetenversammlung.

§ 14 
Personalangelegenheiten
Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet auf Vorschlag der 
Bürgermeisterin/des Bürgermeisters über das Ergebnis des Bewer-
berauswahlverfahrens bei der Begründung eines Beamtenverhält-
nisses sowie über die Begründung und Beendigung von Beschäfti-
gungsverhältnissen mit Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern.
Dies gilt entsprechend für die Entscheidung über die Beförderung 
ab Besoldungsgruppe A 13 bzw. die Verleihung eines Amtes einer 
Laufbahn des höheren Dienstes beim Wechsel der Laufbahngrup-
pe. 
1. Halbsatz des Satzes 2 gilt auch für die nicht nur vorübergehende 
Übertragung einer anders bewerteten Tätigkeit an Arbeitnehmer/-
innen vergleichbarer Entgeltgruppen. 

§ 15 
Bekanntmachungen
(1) Bekanntmachungen erfolgen durch die Bürgermeisterin/den 
Bürgermeister. Dies gilt auch für Bekanntmachungen hinsichtlich 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen Stadtverordnetenver-
sammlung, des Hauptausschusses und der Ortsbeiräte.
(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfol-

gen öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechts-
vorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen 
Wortlauts im „Amtsblatt für die Stadt Guben und die Gemeinde 
Schenkendöbern“. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift 
vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen.
(3) In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine auf-
sichtsbehördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigen-
den Behörde und des Datums hinzuweisen. 
(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Sat-
zung, so kann die öffentliche Bekanntmachung in der Form des 
Abs. 2 für diese Teile dadurch ersetzt werden, dass sie zu jeder-
manns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten ausgelegt 
werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntmachung 
wird von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister angeordnet. 
Die Anordnung muss die genauen Angaben über Ort und Dauer 
der Auslegung enthalten und ist zusammen mit der Satzung nach 
Abs.2 zu veröffentlichen.
Beginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu machen.
(5) Abweichend von Abs. 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung und des Haupt-
ausschusses durch Aushang in den nachstehend aufgeführten 
Bekanntmachungskästen bzw. -tafeln der Stadt öffentlich be-
kannt gemacht:
(a)	 Rathaus der Stadt Guben, Gasstraße 4, neben Rathausein-

gang (Hofseite) Friedrich-Wilke-Platz
(b)	 WK I, Otto-Nuschke-Straße, Parkplatz neben dem Einkaufs-

zentrum, in Höhe der Zufahrt zu den Gebäuden Otto-Nusch-
ke-Straße 10 - 16

(c)	 WK II, Friedrich-Schiller-Straße 24, Kompaktbau, Westseite
(d)	 WK III, Karl-Marx-Straße, in Höhe Parkplatz Karl-Marx-Straße/

Ecke Pestalozzistraße 
(e)	 WK IV, Klaus-Herrmann-Straße, Bushaltestelle II in Höhe des 

Gebäudes Klaus-Herrmann-Straße 26
(f)	 Reichenbach, Lindenstraße (befestigte Fläche), gegenüber 

Lindenstraße 22
(g)	 Ortsteil Groß Breesen, Groß Breesener Straße 117 (Kita 

„Brummkreisel“)
(h)	 Ortsteil Bresinchen, Bresinchener Straße, vor der Feuerwehr 
(i)	 Ortsteil Schlagsdorf, Hauptstraße, Bushaltestelle gegenüber 

der Feuerwehr
(j)	 Ortsteil Deulowitz, Alt-Deulowitz 26, vor dem Altenpflegeheim
(k)	 Ortsteil Kaltenborn, Dorfstraße, in Höhe des Grundstücks 

Dorfstraße 15.
Die Schriftstücke sind 8 volle Tage vor dem Sitzungstag der Stadt-
verordnetenversammlung auszuhängen, den Tag des Anschlags 
nicht mitgerechnet. Für die Sitzungen des Hauptausschusses gilt 
eine Frist von 5 vollen Tagen. Die Abnahme darf frühestens am 
Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages ist beim 
Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift der/des jewei-
ligen Bediensteten zu vermerken. Bei abgekürzter Ladungsfrist 
erfolgt der Aushang am Tage nachdem die Ladung zur Post ge-
geben wurde.
(6) Abweichend von Abs. 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Sitzungen der Ortsbeiräte durch Aushang in den in Abs. 5 
Buchstabe g, h und k aufgeführten Bekanntmachungskästen der 
Stadt im jeweiligen Ortsteil öffentlich bekannt gemacht. 

§ 16 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 8. Dezember 2010 außer 
Kraft.
Guben, den 30. Januar 2013

Bürgermeister
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Bekanntmachung

des endgültigen Wahlergebnisses und der Namen der 
gewählten Bewerberinnen und Bewerber des Ortsbei-
rates im OT Groß Drewitz 

am 28. April 2013

1. 	 Der Wahlausschuss hat in seiner öffentlichen Sitzung am 29. 
April 2013 das endgültige Wahlergebnis ermittelt und folgen-
de Feststellungen getroffen:

	 1. Zahl der Wahlberechtigten: 		  309
	 2. Zahl der Wähler:			   155
	 3. Zahl der gültigen Stimmen: 		  452
	 4. Zahl der ungültigen Stimmen:		  13
2.	 Es sind insgesamt 3 Sitze zu vergeben:
3.	 Auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen folgende gül-

tige Stimmen und Sitze:
	 Name des Wahlvorschlagsträgers  Stimmen� Zahl der Sitze
	 Einzelwahlvorschlag Engel	             104	 1
	 Einzelwahlvorschlag Krug	             139	 1
	 Einzelwahlvorschlag Rassmann	             209	 1
4. 	 Es sind folgende Bewerberinnen und Bewerber gewählt:
	 Name, Vorname	 Partei/ Wählergruppe � Stimmen
	 Engel, Helga	 Einzelwahlvorschlag Engel	�  104
	 Krug, Daniel	 Einzelwahlvorschlag Krug	�  139
	 Rassmann, Peter	 Einzelwahlvorschlag Rassmann� 209
5.	 Namen der Ersatzpersonen und festgestellte Reihenfolge
	 Name, Vorname	 Partei	  � Stimmen 
6. 	 Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl kann gem. § 55 

BbgKWahlG binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach dieser Bekanntmachung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei mir eingelegt werden.	

Schenkendöbern, den 30.04.2013
gez. 
Otto
Wahlleiterin

Bekanntmachung
Herr Barfuß, Michael ist verstorben und dadurch ist ein Sitz im 
Ortsbeirat Schenkendöbern unbesetzt.
Für den frei werdenden Sitz im Ortsbeirat Schenkendöbern wurde 
gemäß § 60 Abs. 3 Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz 
 	 Herr 
	 Klette, Ulrich
 	 Schenkendöbern
 	 Friedhofsweg 10
	 03172 Schenkendöbern
berufen.
gez.
Otto, Wahlleiterin

Bekanntmachung
Der Ortsbeirat Schenkendöbern hat am 30.04.2013 
 	 Herrn 	Gerd Osadnik
		  Schenkendöbern
		  Gemeindeallee 19
		  03172 Schenkendöbern
zum Ortsvorsteher 
und 	 Herrn 	Ulrich Klette
		  Schenkendöbern
		  Friedhofsweg 10
zum stellvertretenden Ortsvorsteher 
gewählt.
gez.
Otto, Wahlleiterin

Errichtung und Betrieb einer  
Windkraftanlage in 03172 Schenkendöbern 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt,  
Gesundheit und Verbraucherschutz 

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Spremberger Straße 13 - 15 in 03046 Cottbus beantragt eine 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in 03172 Schenkendöbern, 
Gemarkung Schenkendöbern, Flur 1, Flurstück 16 und 19 eine 
Windkraftanlage (WKA) zu errichten und zu betreiben.
Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von einer Windkraftanlage vom Typ Nordex N117 mit 
einer Leistung von 2,4 MW. 
Die Inbetriebnahme der Anlage ist im IV. Quartal 2013 geplant.
Auslegung
Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 15.05.2013 bis 
einschließlich 14.06.2013 im Landesamt für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Geneh-
migungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 
03050 Cottbus und in dem Bauamt der Gemeinde Schenken-
döbern, Gemeindeallee 45 in 03172 Schenkendöbern ausgelegt 
und können dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden.
Einwendungen
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 15.05.2013 bis einschließlich 28.06.2013 
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen.
Erörterungstermin
Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-

Sitzungen der Ausschüsse der Stadtverordnetenversammlung Guben
(Stand bei Redaktionsschluss)
15. Mai 2013	 16 Uhr
	 Sitzung der Stadtverordnetenversammlung
	 Rathaus, Zi. 236
23. Mai 2013	 16 Uhr
	 Sitzung des Ausschusses für Umwelt/Verkehr/
	 Ordnung/Sicherheit/Euromodellstadt
	 Rathaus, Zi. 236 
Alle interessierten Bürger sind dazu herzlich eingeladen!

II. Gemeinde Schenkendöbern
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behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. 
Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erörterungstermin 
statt, so wird dies nochmals gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.
 
Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 28.08.2013, um 
10:00 Uhr, im Steinsaal, Schlossstraße 15 in 03172 Schen-
kendöbern OT Krayne. Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden.
Hinweise
Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.
Für das Vorhaben wurde gemäß § 3 c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung eine Allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) besteht.
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begründung für das Entfallen der UVP-Pflicht 
kann im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz Brandenburg, Regionalabteilung Süd, Genehmigungs-
verfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 03050 
Cottbus eingesehen werden.
Rechtsgrundlagen
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2013 
(BGBl. I S. 734)
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. März 1997 (BGBl. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1726) geändert wor-
den ist.
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
- 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) geändert worden ist.
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I  
S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 
2013 (BGBl. I S. 734) geändert worden ist.
Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Regionalabteilung Süd
Genehmigungsverfahrensstelle


